
267WSI Mitteilungen 5/2003

1
Einleitung

„Wer den Sozialstaat erhalten will, der wird
ihn neu justieren müssen. Es ist sozial nicht
gerecht, wenn die Eintrittsbarrieren so hoch
gehalten werden, dass Millionen Arbeitsloser
keinen Arbeitsplatz finden. Jeder Arbeitsplatz
ist wichtiger als die Regularien. Soziale
Gerechtigkeit muss neu definiert werden; es
geht um Chancengleichheit, nicht um Um-
verteilung; es macht keinen Sinn, diejenigen
zu besteuern, die Arbeitsplätze schaffen. Die
wirtschaftliche Dynamik erlahmt im Wohl-
fahrtsstaat.“ Dies ist kein Auszug aus einem
Talkshowauftritt des FDP-Vorsitzenden
Guido Westerwelle, sondern es sind Aus-
führungen eines SPD-Ministerpräsidenten
in einer Radiosendung am 28. April 2003.
Sind die Belege für die beschäftigungshem-
menden Wirkungen wohlfahrtsstaatlicher
Institutionen tatsächlich so eindeutig, dass
selbst sozialdemokratische Politiker mei-
nen, „das jetzt machen zu müssen“? Zeigt
sich an der Übernahme von Deregulie-
rungsrezepten,ob unsere Demokratie in der
Lage ist, „unausweichliche“ Veränderungen
vorzunehmen? Sind diejenigen, die ihre
Bedenken vortragen,Ewiggestrige und Lob-
byisten von Arbeitsplatzbesitzern, die sich
um Arbeitslose nicht weiter scheren? Bleibt
nur noch das neo-liberale Wirtschafts-
modell als einziges institutionelles Arrange-
ment im globalisierten Kapitalismus? 

Die OECD-Jobs-Study, die Europäi-
sche Zentralbank und zuvor die Bundes-
bank, IMF, neoliberale Politiker und nun
offenbar auch die rot-grüne Bundesregie-
rung sehen im Wohlfahrtsstaat die Ursache
wirtschaftlicher Probleme. Transferzahlun-
gen vermindern die Anreize zur Arbeits-
aufnahme; Regulierungen wie Kündi-
gungsschutz, Mitbestimmung oder kollek-

zwischen institutionellen Arrangements
und wirtschaftlicher Entwicklung vor al-
lem anhand der Wirkungen von Lohn-
spreizung und Mindestlöhnen eingehen.
Ich werde dabei die USA als Referenzmo-
dell verwenden und vor allem von gemein-
samen Forschungen mit Professor Richard
Freeman (Harvard and NBER) Gebrauch
machen. Bevor ich allerdings auf detaillier-
te Forschungsergebnisse eingehe, möchte
ich kurz die ökonomische Theorieentwick-
lung darstellen, die zum Triumph des neo-
liberalen, neoklassischen Wirtschaftsmo-
dells auch in der Politik beigetragen hat.

2 
Institutionell bedingte
Arbeitslosigkeit? 

Die Forderung nach anderen Institutionen
und die Ablehnung aktiver nachfragepoli-
tischer Eingriffe der Regierungen wurde
schon in den 60er Jahren und nicht erst
durch angeblich fundamental neue welt-
wirtschaftliche Bedingungen in den 90er
Jahren mit der Unwirksamkeits-Hypothese
in Frage gestellt. Milton Friedman (1968)
argumentierte (ähnlich auch Phelps 1968),
dass Volkswirtschaften zwar kurzfristig
durch nachfragepolitische Maßnahmen
ihre Arbeitslosigkeit senken könnten, dass
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ten Kapitalismus das neoliberale Wirtschaftsmodell allen anderen institutionellen Arrangements tatsächlich klar überlegen oder sind
wohlfahrtsstaatliche Modelle dennoch überlebensfähig? Dieser Beitrag analysiert die wirtschaftstheoretische Begründung für die
Identifikation wohlfahrtsstaatlicher Institutionen als Beschäftigungshemmnis und untersucht, ob die unterstellte beschäftigungs-
fördernde Wirkung des weniger regulierten US-amerikanischen Arbeitsmarktes wirklich empirisch bestätigt werden kann.

tive Tarifverhandlungen vernichten Jobs.
Deregulierte oder zumindest weniger regu-
lierte Arbeitsmärkte sind danach die not-
wendige Voraussetzung für wirtschaftliche
Expansion. Sicher wird es viele eindeutige
Forschungsergebnisse für die als alternativ-
los dargestellte Übernahme des Modells
des unregulierten Marktes geben, wenn so-
zialdemokratische Minister und nun auch
der Kanzler ihre bisherigen Positionen ra-
dikal ändern und ihre politische Zukunft
mit der Übernahme der „2010-Agenda“
verknüpfen.Weit gefehlt! Selbst der Econo-
mist schreibt, dass die Ansicht,„flexible Ar-
beitsmärkte fördern Beschäftigung, so oft
wiederholt worden ist, dass sie zum Kli-
schee wurde, ohne dass es Belege für diese
Sicht gäbe.“ Tatsächlich ist die Wirkung
zahlreicher institutioneller Arrangements
nur sehr schwer zu bestimmen (Blank/
Freeman 1994; Atkinson 2000; Buttler u.a.
1996; Agell 1999; Krueger 2000; Stig-
litz 2000; Esping-Andersen/Regini 2000;
Schettkat 1992, 2002a). Lediglich im theo-
retischen Modell des perfekten Marktes, in
dem jegliche Institution und Regelung
unnötig und allenfalls Sand im Getriebe
sein können, sind die Wirkungen wohl-
fahrtsstaatlicher Regulierung eindeutig
negativ; in komplexeren Modellen ergeben
sich jedoch ambivalente Effekte und einige
der sogenannten „Rigiditäten“ entpuppen
sich bei genauerer Analyse als institutio-
nelle Kompensationen natürlicher Markt-
unvollkommenheiten (Blanchard/Wolfers
2000). Es ist deshalb erstaunlich, mit wel-
cher Unbeirrtheit und Selbstsicherheit eine
eindeutig negative Beschäftigungswirkung
zahlreicher institutioneller Arrangements
behauptet wird, denn diese Position kann
sich weder auf eindeutige Ergebnisse der
theoretischen noch der empirischen For-
schung berufen.

In diesem Beitrag möchte ich auf theo-
retische und empirische Zusammenhänge
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sie aber mittelfristig wieder zu ihrer natür-
lichen Arbeitslosenquote zurückkehren
werden. Milton Friedman stellte in seiner
Definition der „natürlichen“ Arbeitslosig-
keit auf Abweichungen der Arbeitsmärkte
vom idealtypischen Modell des perfekten
Marktes ab. Letzteres hängt bei Friedman
vor allem von institutionellen Rahmen-
bedingungen, wie Transferzahlungen bei
Arbeitslosigkeit, Kündigungsschutz etc.,
ab. Höhere Transferzahlungen beispiels-
weise erhöhen den Anspruchslohn und
damit die Arbeitslosigkeit. Sie führen zu
einer höheren „natürlichen“ Arbeitslosig-
keit in diesem Modell, denn diese Variab-
len bestimmen, bei welchem Arbeitslosig-
keitsniveau sich Volkswirtschaften im
Gleichgewicht befinden, wobei das Gleich-
gewicht als Optimierungspunkt jedes ein-
zelnen Individuums und der Volkswirt-
schaft insgesamt angesehen wird. Das
natürliche Arbeitslosigkeitsniveau ist in
Übereinstimmung mit den Präferenzen der
Individuen unter den gegebenen institu-
tionellen Bedingungen. Ein niedrigeres Ar-
beitslosigkeitsniveau ist deshalb dauerhaft
durch Nachfrageschübe nicht zu errei-
chen.1 Diese würden die Volkswirtschaft
aus ihrem Gleichgewicht hinausstoßen
und deshalb allenfalls zu Inflation führen.
Aktive Wirtschaftspolitik stört das Gleich-
gewicht, denn nur durch die Veränderung
der Rahmenbedingungen, die die indi-
viduellen Arbeitsangebotsentscheidungen
beeinflussen, kann die Arbeitslosigkeit
nach diesem Modell tatsächlich gesenkt
werden.

Nach dieser Theorie erreicht eine
Volkswirtschaft bei jeder Inflationsrate die
natürliche Arbeitslosigkeit, was denn auch
die Rechtfertigung für das strenge Preissta-
bilitätsziel der Europäischen Zentralbank
ist. Aus dieser Hypothese folgt, dass eine
einmal zugelassene höhere Inflation die Ar-
beitslosigkeit nicht beeinflusst (jedenfalls
nicht mittel- oder langfristig) und eine ge-
ringe Inflation unschädlich ist für die Ar-
beitslosigkeit; sie hat allein positive Effekte.
Geldpolitik hat allein mit Geldwertstabi-
lität zu tun, ist aber unschuldig an der Ver-
letzung des Beschäftigungsziels – eine Auf-
fassung, die von der Bundesbank gepredigt
und im europäischen Zentralbankgesetz
zementiert wurde.2 Die Unwirksamkeit
der Nachfragepolitik und die Unschädlich-
keit der Geldpolitik liegen auch den so ge-
nannten „Maastricht-Kriterien“ zu Grun-
de. Modellgemäß kann auch eine zeitweilig
höhere Staatsverschuldung allenfalls Stroh-

feuer zündeln; sie wird jedoch gleichzeitig
private Investitionen verdrängen, der wirt-
schaftlichen Effizienz schaden und deshalb
kontraproduktiv sein.

Wie hoch ist die natürliche Arbeits-
losigkeit in den einzelnen Ländern? Selbst-
verständlich ist die natürliche Arbeits-
losigkeit nicht auf eine Stelle nach dem
Komma genau zu bestimmen, jedoch
überraschen die Varianz der Schätzungen
und die Abweichungen von den realen in-
flationsstabilen Arbeitslosenquoten sogar
den Skeptiker. Noch 1997, nach 15 Jahren
extremer Lohnzurückhaltung der nieder-
ländischen Gewerkschaften (Schettkat/
Reijnders 2000), schätzte die OECD die
inflationsstabile Arbeitslosigkeit in den
Niederlanden auf rund 7 %. Zu diesem
Zeitpunkt war die tatsächliche Arbeits-
losenquote in den Niederlanden schon
niedriger und setzte zum „freien Fall“ an
und erreichte wenig später die Zweipro-

zentmarke, ohne dass sich die Inflations-
rate in den Niederlanden nennenswert be-
schleunigt hätte.

Ähnliche Entwicklungen zeigten sich
auch in den USA, wo die natürliche Ar-
beitslosenquote auf rund 6,5 % geschätzt
wurde, die tatsächliche Arbeitslosenquote
jedoch ohne sich beschleunigende Inflation

1 In den 70er Jahren radikalisierte ein weiterer
Nobelpreisträger aus Chicago, Robert Lucas (Lu-
cas/Sargent 1978), diese Hypothese und behaup-
tete, dass selbst kurzfristige Beschäftigungseffek-
te bei Nachfrageschüben ausbleiben würden.

2 Anders als die EZB ist die amerikanische FED 
auch dem Beschäftigungsziel verpflichtet (Blinder
1998).

3 Das Konzept der Fitnesslandschaften geht auf den
Physiker Bak (1997) zurück und wurde von Free-
man (2000) in die Wirtschaftwissenschaften ein-
geführt.
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auf deutlich unter 4 % fallen konnte (Blin-
der/Yellen 2001). Hätte FED-Präsident
Alan Greenspan so fest an eine fixe NAIRU
geglaubt wie seine europäischen Zentral-
bank-Kollegen, so wäre der amerikanische
Boom der 90er Jahre nie entstanden, denn
die Geldpolitik wäre frühzeitig auf einen
restriktiven Kurs eingeschwenkt. Überra-
schenderweise aber nahm die Preissteige-
rungsrate keinesfalls zu, sondern sogar
noch weiter ab, was zu großen Zweifeln an
der Validität der NAIRU-Theorien geführt
hat.

Was in der wirtschaftspolitischen De-
batte „Flexibilität“ genannt wird, bezeich-
nen Biologen als „Fitness“: die Fähigkeit
der Organismen, sich den veränderten Be-
dingungen so anzupassen, dass sie ihre Le-
bensfähigkeit maximieren. In der Wirt-
schaftspolitik scheint sich die Vorstellung
durchgesetzt zu haben, dass es nur ein ein-
ziges effizientes institutionelles Arrange-
ment gibt, das dem Modell des unterregu-
lierten Marktes möglichst nahe kommt.
Entweder nähert man sich in diesem Mo-
dell im globalisierten Kapitalismus oder
man verliert im Wettbewerb der Nationen.
Es gibt nur ein einziges optimales insti-
tutionelles Arrangement: Die Landschaft
von Institutionen und ökonomischer Fit-
ness ist unimodal (Abbildung 1, oberes Dia-
gramm).3

Folgt man diesem Modell einer unimo-
dalen Landschaft von institutionellen Ar-
rangements und ökonomischer Fitness,
sind Politikempfehlungen relativ einfach:
Man identifiziert die fitteste Ökonomie;
man charakterisiert grob deren institutio-
nellen Arrangements; man empfiehlt, sich
diesen Arrangements anzunähern, denn
jede Bewegung in Richtung dieser als ideal
identifizierten Institutionen kann die öko-
nomische Fitness nur erhöhen. Dabei muss
man weder bei der Identifikation der fittes-
ten Ökonomie noch bei der Analyse der in-
stitutionellen Arrangements besonders ins
Detail gehen, denn es ist vor allem das theo-
retische Modell des perfekten Marktes, das
handlungsleitend ist. Hat man das optima-
le institutionelle Arrangement mit Hilfe
des Modells perfekter Märkte deduziert,
dient Empirie nur noch der Illustration der
theoretisch unterstellten Zusammenhänge.
Diejenigen, die Zweifel an der Richtigkeit
der Analysen und Rezepte haben, können
nur Bremser, Ewiggestrige oder Lobbyisten
von Partialinteressen sein.

Die USA gelten als deregulierte Ökono-
mie, die dem Modell perfekter Märkte am

nächsten kommt, und sie erfreuen sich in
internationalen Vergleichen deshalb be-
sonderer Beliebtheit. Tatsächlich haben
aber Länder mit vollkommen anderen in-
stitutionellen Arrangements bessere wirt-
schaftspolitische Erfolge aufzuweisen als
die USA. Es gibt gute Gründe anzuneh-
men, dass die ökonomische Fitnessland-
schaft nicht unimodal, sondern mehrgipfe-
lig ist (Abbildung 1, unteres Diagramm).
Tatsächlich deuten zahlreiche Ergebnisse
darauf hin, dass sehr unterschiedliche in-
stitutionelle Arrangements zu ähnlich gut-
en Ergebnissen führen können.

3
Zu geringe Lohndifferen-
zierung durch 
Flächentarifverträge?

Flächentarifverträge generieren einen Ein-
heitslohn, nehmen keine Rücksicht auf be-
triebliche Belange, lassen keine hinreichen-
de Lohndifferenzierung zu, gefährden die
Konjunktur, sind ein Standortnachteil im
internationalen Wettbewerb, passen nicht
in die vernetzte globalisierte Ökonomie; sie
sind nicht marktgerecht usw. usf., lauten
die Anklagen. In der Regel kommt diese
Kritik von den Apologeten freier Märkte,
die fest an die schnelle Reaktion und Funk-
tionsfähigkeit unregulierter Märkte glau-
ben. Das ist verwunderlich, denn gleicher
„Lohn für gleiche Arbeit“ ist nicht nur ein
Gewerkschaftsslogan, sondern das Ergeb-
nis eines funktionierenden Marktprozes-
ses. Im perfekten Markt existieren Lohn-
unterschiede nur zur Kompensation von
individuellen Produktivitätsunterschieden
(Qualifikationen) oder zur Kompensation
von unterschiedlichen Arbeitsbedingun-
gen. Abweichungen, etwa regional oder
zwischenbetrieblich, kann es nur im im-
perfekten Markt geben, nur wenn „Rigi-
ditäten“ Anpassungsprozesse verzögern
oder gar verhindern. Die Kritik am „Ein-
heitslohn“ der Flächentarifverträge ist
denn auch Kritik an der Allokationseffizi-
enz perfekter Märkte. Aber Märkte und
ganz sicher Arbeitsmärkte sind eben nicht
perfekt und natürlich kann eine qualifika-
tionswidrige Lohnstruktur negative Be-
schäftigungseffekte haben.

Eine marktwidrig komprimierte Lohn-
struktur, die am unteren Ende durch zu
hohe Mindestlöhne geringer qualifizierte
Arbeitnehmer aus dem Arbeitsmarkt aus-

grenzt, ist das Hauptargument für eine Öff-
nung der Löhne nach unten. Die Produkti-
vität gering qualifizierter Arbeitnehmer
läge unterhalb des Mindestlohnes, weshalb
sie keine Anstellung finden können. Durch
nach unten flexible Löhne könnten die ge-
ringer qualifizierten Arbeitnehmer wieder
Beschäftigung finden. Das ist der Kern der
Lohnkompressionshypothese, nach der in
Deutschland hohe Arbeitslosigkeit der
Preis für die geringe Lohnstreuung ist,
während in den USA zwar die Ungleichheit
der Löhne hoch, aber dafür die Arbeits-
losigkeit gering sei (siehe auch weiter un-
ten). Aus einer geringeren Streuung der
rohen Lohndaten kann aber nicht auf eine
marktwidrig komprimierte Lohnvertei-
lung geschlossen werden, denn diese kann
in einem Land aus mehreren Gründen
komprimierter sein als in einem anderen
Land: (1) Minimumlöhne sind höher und
schneiden die Lohnverteilung ab; (2) die
Qualifikationen streuen weniger; auch die
Qualifikationsstruktur ist komprimiert.

Zwar gibt es in der Bundesrepublik
keinen gesetzlichen Minimumlohn, aber
natürlich wirken arbeitsunabhängige
Transferzahlungen wie ein Mindestlohn
(Sinn 1998), unterhalb dessen kaum je-
mand bereit ist, eine Arbeit anzunehmen.
Das ist plausibel, auch wenn es offenbar
Ausnahmen gibt, denn unter den Bezie-
hern von Hilfe für den laufenden Unterhalt
(Sozialhilfe) im erwerbsfähigen Alter sind
rund 11 % Vollzeit oder Teilzeit erwerbs-
tätig (Burmester 2002), die es bei strikt
rationalem Verhalten der Transferempfän-
ger gar nicht geben dürfte. In der Regel
dürfte aber das arbeitsunabhängige Trans-
fereinkommen den Anspruchslohn defi-
nieren, unterhalb dessen niemand eine Er-
werbstätigkeit annehmen wird. In der Bun-
desrepublik wird das Arbeitsangebot bei
dem Anspruchslohn abgeschnitten. In den
USA gibt es bekanntlich nur eine geringe
soziale Sicherung, so dass das Transfer-
system für die Arbeitsangebotsentschei-
dungen relativ unbedeutend ist. Aber in
den USA gibt es einen gesetzlichen Mini-
mumlohn, unterhalb dessen nur in weni-
gen Ausnahmefällen (zum Beispiel zur
Ausbildung) Beschäftigung zulässig ist. Der
gesetzliche Minimumlohn in den USA
schneidet die Arbeitsnachfragefunktion ab.
Die Preisfrage lautet: Wie hoch ist der aus
Transferzahlungen abgeleitete Anspruchs-
lohn in Deutschland im Vergleich zum ge-
setzlich vorgeschriebenen Mindestlohn in
den USA? 
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Überraschenderweise haben Berech-
nungen von Freeman und Schettkat (1998,
1999) ergeben, dass der gesetzliche Mini-
mumlohn in Prozent des Durchschnitts-
lohnes in den USA bei rund 33 % liegt,
während der aus Sozialhilfe und Wohn-
geldzahlungen abgeleitete Anspruchslohn
in der Bundesrepublik (West) bei rund
30 % des westdeutschen Durchschnitts-
lohnes liegt. In beiden Ländern wird der
Arbeitsmarkt also in etwa auf gleicher
Lohnhöhe abgeschnitten. Sicherlich ist das
Sozialhilfeniveau für Singles in der Bun-
desrepublik im Vergleich zum US-Mini-
mumlohn nicht zu hoch.

Die Höhe der Sozialhilfe wird ja be-
kanntlich nach der Bedürftigkeit bestimmt,
und Singles haben eben einen geringeren
Bedarf als Familien. Die Anspruchslöhne
für Familienväter mit einer nichterwerbs-
tätigen Ehefrau und zwei Kindern sind des-
halb höher. Bei Ehepaaren mit Kindern, die
den größten finanziellen Anreiz zur Nicht-
erwerbstätigkeit haben (siehe weiter un-
ten), ist der Anteil der erwerbstätigen mit
rund 14 % überdurchschnittlich hoch
(Burmester 2002). Zudem haben Ehepaare
mit Kindern nur Anteil von etwa 10 % an
den Haushalten, die „Hilfe für den laufen-
den Lebensunterhalt“ bekommen.Wenn in
der bundesdeutschen Diskussion die An-
spruchslöhne allein der Familienväter he-
rangezogen werden, so ist dies irreführend,
weil nicht repräsentativ für Sozialhilfeemp-
fänger. In dieser Gruppe kann man tatsäch-
lich eine „Armutsfalle“ konstatieren, die in
anderen Ländern häufig nicht existiert,
weil dort häufig Transferzahlungen und
Steuern an der Bedürftigkeit des Individu-
ums und nicht am Familienstatus festge-
macht werden. Im deutsch-holländischen
Vergleich sind es denn auch einzig die Ein-
verdienerfamilien, die in Deutschland
großzügigere Transfers als in den Nieder-
landen erhalten. In allen Fällen sind die
niederländischen Transfers deutlich höher
als in Deutschland (Schettkat 2001b).

Natürlich gibt es bei der Sozialhilfe und
beim Arbeitslosengeld wie bei anderen
Transfers auch (Investitionshilfen, Steuer-
vergünstigungen) Betrugsfälle oder auch ei-
ne ärgerliche Ausnutzung des maximalen
legalen Rahmens, aber es gibt auch die
Gegenbeispiele von schamhafter Vertu-
schung der Notsituation oder der „irratio-
nalen“, weil nicht einkommenserhöhenden
Erwerbstätigkeit. Na ja, wird man einwen-
den können, die Anspruchslohndebatte war
sicher überzogen und mehr ein Medien-
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Übersicht 1: Relative Lohnposition von Wirtschaftszweigen in den
USA und in Deutschland 
USA Deutschland  

Oberer Bereich 
Consulting (1.52) Öl-, Gasgewinnung (1.51) 
Raffinerien (1.49) Consulting (1.35) 
Datenverarbeitung (1.45) Flugzeugindustrie (1.35) 
Ingenieurbüros, Architekten (1.41) Autoindustrie (1.31) 

Mittlerer Bereich 
Bau (1.07) Wohnungswesen (1.04) 
Metall (1.04) Gemeinnützige Org. (1.02) 
Wohnungswesen (1.02) Werbung (1.00)
Druckerei (1.02) Bau (0.97) 
Gesundheit (0.99) Raffinerien, Kokereien (0.99) 

Unterer Bereich 
Einzelhandel (0.70) Gaststätten, Restaurants (0.63) 
personenbezogene Dienstleistungen (0.66) Einzelhandel (0.60) 
Gaststätten, Restaurants (0.62) personenbezogene Dienstleistungen (0.53) 
private Haushalte (0.41) private Haushalte (0.45) 

Quelle: Freeman/Schettkat 1999 
Hans Böckler
Stiftung

Event, aber sie ist ja auch relativ irrelevant,
denn Tarifverträge – womöglich noch mit
Allgemeinverbindlichkeitserklärung – be-
stimmen tatsächlich das Mindestlohn-
niveau in der Bundesrepublik. Diese Ein-
flüsse gibt es eben in den USA gar nicht oder
nur sehr abgeschwächt. In der Tat ist die
individuelle Lohnstreuung in den USA
deutlich höher als in Deutschland, wie die
linken Diagramme in Abbildung 2 auf Basis
der Comparative German-American Data-
bank (Freeman/Schettkat 1999) zeigen.

Die Diagramme auf der rechten Seite
von Abbildung 2 zeigen die wirtschafts-

zweigspezifischen Lohnverteilungen. Die-
ses sind die in identisch abgegrenzten
Wirtschaftszweigen in den USA und in
Deutschland (West) im Durchschnitt ge-
zahlten Löhne. Überraschenderweise sind
die wirtschaftszweigspezifischen Lohnver-
teilungen in beiden Ländern nahezu iden-
tisch und liegen auf ungefähr denselben
Positionen. Private Haushalte, Restaurants,
Einzelhandel zählen in beiden Ländern zu
den am geringsten bezahlten Wirtschafts-
zweigen, und auch im mittleren Lohn-
bereich zeigt sich eine hohe Übereinstim-
mung, weshalb die Korrelation beider Ver-
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teilungen mit rund 0,8 relativ hoch ist
(Übersicht 1).

Wie passen die deutlich unterschied-
lichen individuellen Lohnverteilungen 
und die nahezu identischen wirtschafts-
zweigspezifischen Lohnverteilungen zu-
sammen? In den USA werden in jedem
Wirtschaftszweig relativ mehr gering qua-
lifizierte und gering bezahlte und gleich-
zeitig mehr hoch bezahlte und hoch quali-
fizierte Mitarbeiter beschäftigt, während
insgesamt und in jedem Wirtschaftszweig
in Deutschland die mittleren Qualifikatio-
nen und Löhne dominieren. US-Unter-
nehmen kombinieren also weit gestreute
Qualifikationen mit einer eher hierarchi-
schen Arbeitsorganisation, wohingegen in

Deutschland die Belegschaften homogener
sind. Innerhalb der Wirtschaftszweige er-
geben sich aber nahezu identische Durch-
schnittslöhne. Der Durchschnitt der weiten
US-Verteilung und der komprimierten
deutschen Verteilung ist aber in etwa der-
selbe (Abbildung 3).

Die unterschiedliche Verteilung der
Qualifikationen in beiden Ländern kann
rund 40 % der Unterschiede in den indivi-
duellen Lohnverteilungen erklären. Ein be-
trächtlicher Teil der höheren Lohnstreuung
in den USA gegenüber Deutschland ist also
auf eine breitere Qualifikationsstreuung in
Amerika zurückzuführen. Tritt die Streu-
ung vor allem zwischen den Qualifikati-
onsstufen auf, so kann sie notwendige An-

reize für Bildungsinvestitionen etablieren.
Kollektive Lohnvereinbarungen, die die
Einkommensunterschiede zwischen den
Qualifikationsgruppen nivellieren, redu-
zieren deshalb die Bildungsanreize. Tritt
die Streuung vor allem innerhalb der Qua-
lifikationsgruppen auf, so kann sie Bil-
dungsinvestitionen eher verhindern als be-
fördern (Agell 1999; Schettkat 2002).

Entgegen der gängigen Meinung zeigen
detaillierte Analysen von Freeman und
Schettkat (2001), dass Lohnstreuung in den
USA vor allem innerhalb selbst eng abge-
grenzter Qualifikationsgruppen auftritt
und dass entgegen der landläufigen An-
nahme die qualifikationsspezifische Lohn-
differenzierung im unteren Qualifikations-
bereich in Deutschland höher ist als in den
USA (Abbildung 4). Der durchschnittliche
Lohnunterschied zwischen Qualifikations-
äquivalent 1 (Highschool oder geringerer
Bildungsabschluss in den USA und „ohne
Berufsausbildung“ in Deutschland) beträgt
rund 0,29 Logarithmuspunkte in Deutsch-
land (West), aber nur rund 17 Logarith-
muspunkte in den USA. In Deutschland
sind die finanziellen Anreize für Bildungs-
investitionen im unteren Qualifikationsbe-
reich also höher als in den USA, wo die An-
reize im oberen Bildungsbereich aber
höher als in Deutschland sind. Mit anderen
Worten: Wer in Deutschland nicht mindes-
tens einen Berufsbildungsabschluss nach-
weisen kann, muss mit deutlich geringe-
rem Einkommen rechnen, wohingegen in
den USA vor allem der Erwerb höherer
Qualifikationen honoriert wird. Aber in
den USA ist der Ertrag von Bildungsinves-
titionen nur schwer abzuschätzen, weil
stark zufallsabhängig. Hohe Einkommens-
unsicherheit wirkt wie eine Kostener-
höhung der Bildung und reduziert deshalb
den Anreiz für Bildungsinvestitionen.

Warum ist die Lohnstreuung innerhalb
der Qualifikationssegmente in den USA so
hoch? Eine Antwort ist in Markt imma-
nenten Informationsproblemen zu suchen,
wie der Nestor der experimentellen Öko-
nomie, Edward Chamberlain (1948), be-
reits in den 40er Jahren gezeigt hat. Bei
dezentralen – im Extrem gar bilateralen –
Lohnverhandlungen werden die Löhne für
gleiche Qualifikationen in der Regel nicht
dem Gleichgewichtslohn entsprechen, weil
dieser den individuellen Akteuren nicht
bekannt ist. Es werden Verträge zu
„falschen“ Löhnen abgeschlossen, die ent-
weder durch Neuverhandlungen oder
durch Mobilität korrigiert werden und so
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Transaktionskosten verursachen. Bekann-
termaßen ist die Fluktuation im amerika-
nischen Arbeitsmarkt höher als im deut-
schen, was auf einen aktiven Anpassungs-
prozess hindeutet, was aber auch auf einen
hohen Korrekturbedarf bilateraler Ver-
tragsabschlüsse hinweist.

Die Informationsprobleme bilateraler
Lohnverhandlungen werden eindrucksvoll
durch Hay-Consulting, eine weltweit ope-
rierende Unternehmensberatung, bestä-
tigt. Hay-Consulting ist quasi ein Infor-
mationspool für außertarifliche Manage-
mentgehälter, die ja üblicherweise indi-
viduell ausgehandelt werden, wo aber 
ein Vergleichsmaßstab – der Marktpreis –
nicht bekannt ist. Unternehmen können
bei Hay-Consulting maßgeschneiderte In-
formationen über die in der Region und
Branche gezahlten Gehälter erfahren.
Tarifverhandlungen durch Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberverbände können als
Substitut des Auktionators oder von Hay-
Consult interpretiert werden. Gewerk-
schaften bündeln die Angebots- und Ar-
beitgebervertreter die Nachfrageseite und
fungieren somit wie ein Auktionator, der
in Lehrbüchern für den Ausgleich von An-
gebot und Nachfrage sorgt. Zudem dele-
gieren kollektive Lohnverhandlungen Ein-
kommenskonflikte an professionelle Un-
terhändler und helfen so das betriebliche
Miteinander von einer wesentlichen Kon-
fliktquelle zu befreien.

Insbesondere mit Hinweis auf Not lei-
dende Betriebe, für die eine Standard-
lohnerhöhung eine starke Belastung ist, die
im Extremfall sogar zum Konkurs führen
kann, wird eine Öffnung oder gleich Ab-
schaffung der Flächentarifverträge gefor-
dert. Zweifellos kann eine nach unten fle-
xible Lohngestaltung Arbeitsplätze in ge-
fährdeten Bereichen erhalten, aber Flexi-
bilität schlägt auch nach oben aus. Mit-
arbeiter in prosperierenden Unternehmen,
nach deren Produkten eine hohe Nachfra-
ge besteht, oder Mitarbeiter mit spezifi-
schen Qualifikationen werden hohe Lohn-
steigerungen durchsetzen und so den Kos-
tendruck erhöhen und damit die Expan-
sionskraft dieser Unternehmen reduzieren.
Die Medaille der Lohnflexibilität hat zwei
Seiten: Der Arbeitsplatz erhaltenden Wir-
kung in etablierten Bereichen steht die be-
schäftigungsreduzierende Seite in neuen
prosperierenden Bereichen gegenüber
(Bell/Freeman 1985). Für eine dynamische
Wirtschaftsentwicklung sind beide rele-
vant, aber nur das Nettoergebnis zählt, und

die wirtschaftliche Dynamik wird wohl
eher von jungen, prosperierenden Unter-
nehmen ausgehen.

4
Lohnkompressions-
hypothese für Deutschland
verworfen

Wenn die Behauptung der Lohnkompres-
sionshypothese richtig ist, dass eine höhe-
re Lohnspreizung die gering qualifizierten
Arbeitslosen in das Beschäftigungssystem
integrieren kann, dann sollte in den USA
die Qualifikationsverteilung der Beschäf-
tigten ungefähr der der Arbeitslosen ent-
sprechen, denn die Arbeitslosen sollten
nach dieser These ja nicht negativ selektiert
sein. In Deutschland sollten sich aber deut-
liche Qualifikationsunterschiede zwischen
Arbeitslosen und Beschäftigten auftun,
weil nach der Lohnkompressionshypothe-
se die geringer qualifizierten Arbeitnehmer
aus Beschäftigung hinausgepreist werden.

Abbildung 5 zeigt die Qualifikations-
verteilungen für die Beschäftigten im obe-
ren Teil und für die Arbeitslosen im unte-
ren Teil. Die Qualifikationsverteilungen

sind mit den Daten des International Adult
Literacy Survey (IALS), (OECD 1997; für
Einzelheiten der hier vorgestellten Analyse
Freeman/Schettkat 2001), einer Art PISA-
Studie unter der erwachsenen Bevölke-
rung, ermittelt worden und stellen auf ver-
gleichbare berufsrelevante Qualifikationen
ab. Im Durchschnitt haben die Beschäftig-
ten in Deutschland und den USA gleiche
Qualifikationen (der Median beträgt auf
der von 0 bis 500 reichenden Skala 291 
bzw. 292), aber es zeigen sich wieder
deutlich unterschiedliche Verteilungen.
Während die Qualifikationsstruktur in
Deutschland fast symmetrisch ist und nur
eine vergleichsweise geringe Varianz auf-
weist, ist die amerikanische Verteilung sehr
viel stärker gespreizt. Arbeitslose haben in
beiden Ländern geringere Qualifikations-
niveaus als die Beschäftigten, aber die Un-
terschiede sind in den USA sehr viel größer
als in Deutschland. Im Durchschnitt errei-
chen amerikanische Arbeitslose 88 % der
Qualifikation eines Beschäftigen, aber der
deutsche Durchschnittsarbeitslose erreicht
95 % der Qualifikation eines Beschäftigten.
Zudem unterscheidet sich die Qualifikati-
onsverteilung der Arbeitslosen in Amerika
mit einem hohen Anteil gering Qualifizier-
ter deutlich von der der Beschäftigten (Ab-
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bildung 5), wohingegen die Qualifikations-
verteilungen von Arbeitslosen und Be-
schäftigten in Deutschland sehr ähnlich
sind. Mit anderen Worten: Die amerikani-
schen Arbeitslosen haben deutlich geringe-
re Qualifikationen als die amerikanischen
Beschäftigen, während die deutschen Ar-
beitslosen in Bezug auf die Qualifikationen
ungefähr den Beschäftigten entsprechen.

Dieser Befund steht in krassem Wider-
spruch zur Lohnkompressionshypothese
und bestätigt die Ergebnisse von Steve
Nickell und Brian Bell (1996), dass die
relative Arbeitslosigkeit der geringer Qua-
lifizierten in Ländern mit „flexibler“ Lohn-
struktur ungefähr gleich hoch ist wie in
Ländern mit „starrer“ Lohnstruktur. Die
Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung
zwischen den USA und Deutschland sind
denn auch nicht qualifikationsspezifisch,
sondern generell in allen Qualifikations-
niveaus festzustellen (Freeman/Schettkat
2001).

5 
Schlussfolgerungen

Wann immer Arbeitslosigkeit und damit
auch der Druck auf die öffentlichen Haus-
halte zunimmt, neigen Politiker dazu,
Arbeitslosigkeit als Ergebnis eines indi-
viduellen Kosten-Nutzen-Kalküls der Ar-
beitslosen zu sehen, als „natürliche“ oder
strukturelle Arbeitslosigkeit, die nur abzu-
bauen ist, wenn den zu anspruchsvollen
Arbeitslosen auf die Sprünge geholfen wird
und zwar derart, dass schließlich auch
Minijobs (ohne soziale Sicherung) akzep-
tabel werden. Die Popularität der Faul-
heitshypothese ist antizyklisch, sie ver-
schwindet im Boom, aber ist in der
Rezession en vogue (Schmid et al. 2001).
Natürlich gibt es die Arbeitslosen, die die
soziale Sicherung ausbeuten, aber es gibt
auch diejenigen, deren Arbeitseinkommen
auf Sozialhilfeniveau aufgestockt werden
muss, und diejenigen, die Sozialleistungen
aus Scham gar nicht in Anspruch nehmen.
Es bleibt denn auch ein Rätsel, wieso die
Zahl fauler Arbeitsloser mit den Konjunk-
turwellen schwanken soll. Selbstverständ-
lich ist zu fragen, ob die von der Kohl-
Regierung eingeführte verlängerte Bezugs-
dauer von Arbeitslosengeld für ältere
Arbeitnehmer sinnvoll ist und wenn un-
vermeidbar, nicht aus allgemeinen Steuer-
geldern statt aus Beitragszahlungen zu

finanzieren wäre. Aber solche Überlegun-
gen stellt man besser in konjunkturell gu-
ten Zeiten an, wenn Alternativen erschlos-
sen werden können.

Ganz sicher werden Ursache und Wir-
kung verwechselt, wenn konstatiert wird,
dass Gesellschaften mit hoher Arbeitslosig-
keit über ihre Verhältnisse leben. Umge-
kehrt, sie leben unter ihren Verhältnissen,
denn sie lassen ein erhebliches Produkti-
onspotenzial ungenutzt.Wenn Absatzmög-
lichkeiten für unternehmerische Entschei-
dungen eine Rolle spielen – und das tun sie
– dann ist Sparen möglicherweise kontra-
produktiv und vergrößert die Probleme
statt sie zu beheben. Wie der ins Rutschen
gekommene Skifahrer instinktiv das Fal-
sche tut, wenn er sich zurück statt vorwärts
lehnt, um die Kontrolle über seine Ski
zurückzugewinnen, so handeln Politiker
instinktiv falsch, die Defizite in den öffent-
lichen Kassen in einer Rezession wegsparen
wollen. Sie kommen nur noch mehr ins
Rutschen.

Eine dynamische Wirtschaft ist auf ei-
nen flexiblen Arbeitsmarkt angewiesen,
aber Flexibilität darf nicht auf die numeri-
sche Komponente reduziert werden, die
vor allem in Arbeitsmärkten mit relativ ge-
ringen Qualifikationen relevant ist, weil
dort der Humankapitalverlust der Betriebe
durch Fluktuation relativ gering. Bei fle-
xibler Produktion mit höher qualifizierten
Beschäftigten ist numerische Flexibilität
schnell ineffizient, weil diese Form der Ar-
beitsorganisation hohe beziehungsspezifi-
sche Investitionen erfordert, die von Un-
ternehmen wie Beschäftigten nur auf-
gebaut werden kann, wenn eine langfristig
stabile Beschäftigungsperspektive erwartet
wird.

Der deutsche Arbeitsmarkt unterschei-
det sich vom amerikanischen Arbeitsmarkt
nicht durch sozialstaatliche Regelungen,
sondern vor allem auch durch die deutlich
unterschiedlichen Qualifikationsstruktu-
ren. Amerikanische Unternehmen sehen
sich einem sehr heterogenen Arbeitsange-
bot gegenüber und müssen auf relativ ge-
ring qualifizierte Arbeitnehmer zurück-
greifen, was eine hierarchischere Arbeits-
organisation mit einem höheren Anteil
hoch qualifizierter Arbeitnehmer erfor-
dert. Deutsche Unternehmen können da-
gegen auf eine relativ homogene Arbeit-
nehmerschaft mit dem Schwerpunkt im
mittleren Qualifikationsbereich zurück-
greifen und können deshalb eine flachere
und flexiblere Arbeitsorganisation wählen

als ihre amerikanischen Kollegen. Im ame-
rikanischen Arbeitsmarkt ist vor allem aus
diesen Gründen numerische Flexibilität at-
traktiver als in Deutschland.

Zwar sind auch in Deutschland vor
allem geringer qualifizierte Arbeitnehmer
von Arbeitslosigkeit betroffen, aber sie sind
dennoch im Vergleich zu ihren amerikani-
schen Kollegen gut qualifiziert. Die Vor-
aussage der Lohnkompressionshypothese,
nach der in Deutschland gering qualifizier-
te Arbeitslose aus Beschäftigung hinausge-
preist werden, weil ihre Löhne über ihrer
Produktivität liegen, diese aber in den USA
durch nach unten flexible Löhne in Be-
schäftigung integriert werden, steht im
krassen Widerspruch zur empirischen Evi-
denz.

Verglichen mit dem Modell perfekter
Märkte scheinen zahlreiche wohlfahrts-
staatliche Regelungen in der Tat ineffizient
oder unnötig zu sein. Gemessen an diesem
Modell muss die Realität immer schlecht
abschneiden. In realen Märkten gibt es aber
„natürliche Rigiditäten“, weshalb die mit
dem Modell perfekter Märkte abgeleiteten
negativen Beschäftigungswirkungen von
Regulierungen und Transfers auch theore-
tisch keinesfalls so eindeutig sind, wie sie
oft dargestellt werden. „Some of the so-
called rigidities may represent rough insti-
tutional corrections for other distortion of
the labor market.“ („Einige der so genann-
ten Rigiditäten sind möglicherweise einfa-
che institutionelle Korrekturen für andere
Unvollkommenheiten des Arbeitsmark-
tes.“) (Blanchard/Wolfers 1999, S. 12). Die
Entwicklung der institutionellen Rege-
lungen, die potenziell Arbeitsmarktrigidi-
täten verursachen, passt nicht als Begrün-
dung für steigende Arbeitslosigkeit und Be-
schäftigungsschwäche in Europa (vgl. für
eine detaillierte Übersicht: Esping-Ander-
sen/Regini 2000; für Deutschland Fuchs/
Schettkat 2000).Während die Arbeitslosig-
keit in Europa ständig zunahm, wurden
Arbeitslosengelder keinesfalls erhöht, son-
dern gesenkt, wurden die Kriterien für zu
akzeptierende Jobs nicht laxer, sondern
strenger gehandhabt.

Natürlich sind hohe Lohnnebenkosten
ein Problem, aber sie sind weniger das Er-
gebnis fauler zu anspruchsvoller Arbeits-
loser, als vielmehr auch Resultat der Finan-
zierung der deutschen Einheit aus Beiträ-
gen statt Steuern und der Tendenz, allge-
meine Aufgaben den Sozialversicherungen
zu übertragen. Die deutsch Volkswirtschaft
krankt seit jeher an einer schwächelnden
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LITERATUR

Binnennachfrage, die durch Exportüber-
schüsse teilweise ausgeglichen wurde.
Wenn aber alle anderen Volkswirtschaften
und vor allem die USA kränkeln, dann
muss binnenwirtschaftlich das Produkti-

onspotenzial verstärkt genutzt und nicht
durch Sparen weiter reduziert werden.
Arbeitslosigkeit hat gewöhnlich mehrere
Ursachen, aber wer die Ursachen allein bei
den Arbeitsmarktinstitutionen sucht, ver-

hält sich wie ein Autofahrer, der das Loch
im Reifen nur dort sucht, wo der Reifen
platt ist (Solow 2000).


